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I. Ein Schutzschirm fI. Ein Schutzschirm füür Menschenr Menschen

�� Ein grundlegend anderer AnsatzEin grundlegend anderer Ansatz

�� Anerkennung der wahren Krisenursachen Anerkennung der wahren Krisenursachen 
in der herrschenden Wirtschaftsordnung, in der herrschenden Wirtschaftsordnung, 
nicht bei einzelnen nicht bei einzelnen 
Personen/OrganisationenPersonen/Organisationen

�� Umverteilung der SteuerUmverteilung der Steuer-- und Beitragslastund Beitragslast

�� ÖÖffentliche Daseinsvorsorge statt ffentliche Daseinsvorsorge statt 
PrivatisierungPrivatisierung



I.I. Ein Schutzschirm fEin Schutzschirm füür Menschenr Menschen
Zentrale ForderungenZentrale Forderungen

�� Zukunftsfond und Zukunftsfond und ööffentliches ffentliches 
Investitionsprogramm fInvestitionsprogramm füür Arbeitsplr Arbeitspläätzetze

�� StStäärkung sozialer Sicherungssystemerkung sozialer Sicherungssysteme

�� MillionMillionäärssteuerrssteuer

�� Staatliche Hilfen nur gegen Staatliche Hilfen nur gegen 
Eigentumsanteile und Eigentumsanteile und 
EntscheidungsrechteEntscheidungsrechte

�� Eine neue WirtschaftsordnungEine neue Wirtschaftsordnung



II. Der Mensch im MittelpunktII. Der Mensch im Mittelpunkt

�� Das kapitalistische System ist gescheitert, es ist Das kapitalistische System ist gescheitert, es ist 
nicht an den Bednicht an den Bedüürfnissen der Menschen rfnissen der Menschen 
orientiertorientiert

�� Stopp und Umkehr der Verteilung von unten Stopp und Umkehr der Verteilung von unten 
nach obennach oben

�� Abwendung von MassenentlassungenAbwendung von Massenentlassungen
�� Abwendung des sozialen KahlschlagsAbwendung des sozialen Kahlschlags
�� Massive staatliche InvestitionenMassive staatliche Investitionen
�� Den Menschen anstatt Konzerne und Banken in Den Menschen anstatt Konzerne und Banken in 
den Mittelpunkt stellenden Mittelpunkt stellen



II. Der Mensch im MittelpunktII. Der Mensch im Mittelpunkt

�� Erhaltung der HandlungsfErhaltung der Handlungsfäähigkeit des Staateshigkeit des Staates

�� Sicherung der SozialsystemeSicherung der Sozialsysteme

�� 100 Milliarden 100 Milliarden ööffentliches Investitionsprogramm ffentliches Investitionsprogramm 
(f(füür Bildung, Klimaschutz, Verkehr, Gesundheit r Bildung, Klimaschutz, Verkehr, Gesundheit 
und neue Energiequellen)und neue Energiequellen)

�� 100 Milliarden Wirtschaftsf100 Milliarden Wirtschaftsföörderprogramm frderprogramm füür r 
Unternehmen, die Kapital brauchen, um sich Unternehmen, die Kapital brauchen, um sich 
sozial und sozial und öökologisch weiterzuentwickeln kologisch weiterzuentwickeln 



II. Der Mensch im MittelpunktII. Der Mensch im Mittelpunkt

�� Durch die Investitionsprogramme sollen 2 Millionen Durch die Investitionsprogramme sollen 2 Millionen 
tariflich bezahlte, neue Arbeitspltariflich bezahlte, neue Arbeitspläätze entstehentze entstehen

�� Stopp der Privatisierung Stopp der Privatisierung ööffentlichen Eigentums und ffentlichen Eigentums und 
Verstaatlichung wichtiger Bereiche, wie Energie und Verstaatlichung wichtiger Bereiche, wie Energie und 
Gesundheit sowie der Banken, damit diese sich auf ihre Gesundheit sowie der Banken, damit diese sich auf ihre 
Kernaufgabe konzentrieren Kernaufgabe konzentrieren –– die Versorgung der die Versorgung der 
Unternehmen und BUnternehmen und Büürger mit Kreditenrger mit Krediten

�� Stopp der Ausgrenzung von Erwerbslosen, die sofortige Stopp der Ausgrenzung von Erwerbslosen, die sofortige 
Anhebung des ALG IIAnhebung des ALG II-- Satzes (Satzes (HatzHatz--IVIV) auf 500 Euro ) auf 500 Euro 
und mittelfristig die Abschaffung von und mittelfristig die Abschaffung von HatzHatz--IVIV

�� Die sofortige EinfDie sofortige Einfüührung eines Mindestlohnes (nach hrung eines Mindestlohnes (nach 
Beispiel Frankreichs), der innerhalb der Legislaturperiode Beispiel Frankreichs), der innerhalb der Legislaturperiode 
auf 10 Euro angehoben wird auf 10 Euro angehoben wird 



II. Der Mensch im MittelpunktII. Der Mensch im Mittelpunkt

�� StStäärkere Besteuerung sehr hoher rkere Besteuerung sehr hoher 
Einkommen (Spitzensteuersatz)Einkommen (Spitzensteuersatz)

�� StStäärkere Besteuerung hoher Erbschaftenrkere Besteuerung hoher Erbschaften

�� StStäärkere Besteuerung von rkere Besteuerung von 
KonzerngewinnenKonzerngewinnen

�� EinfEinfüührung einer Bhrung einer Böörsenumsatzsteuerrsenumsatzsteuer

�� WiedereinfWiedereinfüührung der Vermhrung der Vermöögenssteuer genssteuer 



III. Zentrale PositionenIII. Zentrale Positionen
WirtschaftspolitikWirtschaftspolitik

�� Demokratisierung der WirtschaftDemokratisierung der Wirtschaft
�� Staatliche Hilfen an Wirtschaftsunternehmen nur im Tausch gegen Staatliche Hilfen an Wirtschaftsunternehmen nur im Tausch gegen entsprechende entsprechende 

Eigentumsanteile und EntscheidungsrechteEigentumsanteile und Entscheidungsrechte
�� StStäärkung der betrieblichen Mitbestimmungrkung der betrieblichen Mitbestimmung
�� Die Verstaatlichung privater Banken und deren strikte Kontrolle Die Verstaatlichung privater Banken und deren strikte Kontrolle und Regulierung.und Regulierung.
�� Eine BEine Böörsenumsatzsteuer am Finanzplatz Deutschland und mrsenumsatzsteuer am Finanzplatz Deutschland und mööglichst internationalglichst international
�� BekBekäämpfung von Steueroasen und Wmpfung von Steueroasen und Wäährungsspekulationenhrungsspekulationen
�� Die EuropDie Europääische Zentralbank auf nachhaltige Entwicklung und ische Zentralbank auf nachhaltige Entwicklung und 

BeschBeschääftigungssicherung verpflichten und der Kontrolle durch das Europftigungssicherung verpflichten und der Kontrolle durch das Europääische ische 
Parlament und den Rat der WirtschaftsParlament und den Rat der Wirtschafts-- und Finanzminister unterwerfenund Finanzminister unterwerfen

�� 100 Milliarden 100 Milliarden ööffentliches Investitionsprogramm (fffentliches Investitionsprogramm (füür Bildung, Klimaschutz, Verkehr, r Bildung, Klimaschutz, Verkehr, 
Gesundheit und neue Energiequellen)Gesundheit und neue Energiequellen)

�� 100 Milliarden Wirtschaftsf100 Milliarden Wirtschaftsföörderprogramm frderprogramm füür Unternehmen, die Kapital brauchen, r Unternehmen, die Kapital brauchen, 
um sich sozial und um sich sozial und öökologisch weiterzuentwickeln/modernisierenkologisch weiterzuentwickeln/modernisieren

�� Die Lohnquote am BIP soll wieder dauerhaft und kontinuierlich geDie Lohnquote am BIP soll wieder dauerhaft und kontinuierlich gesteigert werdensteigert werden
�� Verbot von Massenentlassungen bei Unternehmen die nicht insolvenVerbot von Massenentlassungen bei Unternehmen die nicht insolvenzgefzgefäährdet sindhrdet sind
�� Wirtschaftsverbrechen und Korruption entschieden bekWirtschaftsverbrechen und Korruption entschieden bekäämpfen und bestrafenmpfen und bestrafen
�� Privatisierungen in der Daseinsvorsorge rPrivatisierungen in der Daseinsvorsorge rüückgckgäängig machen, den ngig machen, den ööffentlichen Sektor ffentlichen Sektor 

ststäärkenrken
�� FFöörderung kleiner und mittlerer Unternehmenrderung kleiner und mittlerer Unternehmen



III. Zentrale PositionenIII. Zentrale Positionen
SteuerplSteuerpläänene

�� Durch eine gerechte Steuerpolitik sollen GeringDurch eine gerechte Steuerpolitik sollen Gering-- und Mittelverdiener deutlich entlastet und Mittelverdiener deutlich entlastet 
und Spitzenverdiener belastet werdenund Spitzenverdiener belastet werden

�� Grundfreibetrag auf 9 300 Euro Grundfreibetrag auf 9 300 Euro 
�� KapitalertrKapitalerträäge ge üüber dem Sparerfreibetrag grundsber dem Sparerfreibetrag grundsäätzlich wieder mit dem perstzlich wieder mit dem persöönlichen nlichen 

Steuersatz belasten, Steuersatz belasten, 
�� 53% Spitzensteuersatz ab 65 000 Euro, so dass Einkommen bis 70 253% Spitzensteuersatz ab 65 000 Euro, so dass Einkommen bis 70 245 Euro entlastet 45 Euro entlastet 

und die darund die darüüber stber stäärker belastet werdenrker belastet werden
�� Ehegattensplitting abschaffen und durch die steuerliche BerEhegattensplitting abschaffen und durch die steuerliche Berüücksichtigung von Kindern cksichtigung von Kindern 

und tatsund tatsäächlichen Pflegechlichen Pflege-- und Betreuungsausgaben ersetzen und Betreuungsausgaben ersetzen 
�� die steuerliche Absetzbarkeit von Managergehdie steuerliche Absetzbarkeit von Managergehäältern begrenzenltern begrenzen
�� Neuregelung der Pendlerpauschale ohne BerNeuregelung der Pendlerpauschale ohne Berüücksichtigung des genutzten cksichtigung des genutzten 

Verkehrsmittel und deren Auszahlung, damit auch BeschVerkehrsmittel und deren Auszahlung, damit auch Beschääftigte mit geringem ftigte mit geringem 
Einkommen davon profitieren,Einkommen davon profitieren,

�� hhööhere Erbschaftssteuer bei einem Freibetrag von 150 000 Euro (fhere Erbschaftssteuer bei einem Freibetrag von 150 000 Euro (füür Kinder, r Kinder, 
Ehegatten, Lebenspartner und Erben Ehegatten, Lebenspartner und Erben üüber 60 Jahre das Doppelte), bei ber 60 Jahre das Doppelte), bei 
BetriebsvermBetriebsvermöögen wird nur das Anlagevermgen wird nur das Anlagevermöögen bergen berüücksichtigtcksichtigt

�� EinfEinfüührung einer Vermhrung einer Vermöögenssteuer als Milliongenssteuer als Millionäärssteuer (Privatvermrssteuer (Privatvermöögen gen üüber 1 Million ber 1 Million 
mit mind. 5% belasten)mit mind. 5% belasten)

�� Die KDie Köörperschaftssteuer wieder von 15% auf 25% erhrperschaftssteuer wieder von 15% auf 25% erhööhenhen
�� Den ermDen ermäßäßigten Mehrwertsteuersatz figten Mehrwertsteuersatz füür weitere Bereiche einfr weitere Bereiche einfüühren (z. B. hren (z. B. 

Arzneimittel, Handwerksleistungen, Gastronomie) Arzneimittel, Handwerksleistungen, Gastronomie) 
�� Kleine Unternehmen und SelbstKleine Unternehmen und Selbstäändige sollen die Umsatzsteuer erst nach Begleichung ndige sollen die Umsatzsteuer erst nach Begleichung 

(Zahlungseingang) der entsprechenden Rechnung abf(Zahlungseingang) der entsprechenden Rechnung abfüühren mhren müüssenssen



III. Zentrale PositionenIII. Zentrale Positionen
ArbeitArbeit

�� Extreme Fehlentwicklungen durch die falsche Extreme Fehlentwicklungen durch die falsche 
Wirtschaftspolitik und die Agenda 2010Wirtschaftspolitik und die Agenda 2010

�� EinEin--EuroEuro--Jobs, Leiharbeit, Lohndumping, Jobs, Leiharbeit, Lohndumping, 
Lohnaufstockung, Vollzeit zu MinijobsLohnaufstockung, Vollzeit zu Minijobs

�� Abbau Abbau ööffentlicher Beschffentlicher Beschääftigungftigung

�� PerspektivenlosigkeitPerspektivenlosigkeit

�� Weitere VerhWeitere Verhäärtung der Langzeitarbeitslosigkeitrtung der Langzeitarbeitslosigkeit

�� Folgen der Krise stehen noch ausFolgen der Krise stehen noch aus



III. Zentrale PositionenIII. Zentrale Positionen
ArbeitArbeit

�� 11--Euro Jobs in tariflich bezahlte Stellen umwandelnEuro Jobs in tariflich bezahlte Stellen umwandeln
�� Gleicher Lohn fGleicher Lohn füür gleiche Arbeit (Frau/Mann, Ost/West, Alt/Jung)r gleiche Arbeit (Frau/Mann, Ost/West, Alt/Jung)
�� Keine Befristung von ArbeitsverhKeine Befristung von Arbeitsverhäältnissen ohne sachliche Begrltnissen ohne sachliche Begrüündungndung
�� Schutz der beruflichen Qualifikation bei ArbeitslosigkeitSchutz der beruflichen Qualifikation bei Arbeitslosigkeit
�� Leiharbeit strikt begrenzen, indem gleiche Arbeitsbedingungen unLeiharbeit strikt begrenzen, indem gleiche Arbeitsbedingungen und hd hööherer Lohn herer Lohn 

(normaler tariflicher Lohn + Flexibilit(normaler tariflicher Lohn + Flexibilitäätszuschlag) ftszuschlag) füür Leiharbeiter gefordert werden r Leiharbeiter gefordert werden 
und die maximale Ausleihdauer auf 6 Monate beschrund die maximale Ausleihdauer auf 6 Monate beschräänkt wird.nkt wird.

�� Verbot von befristeten BeschVerbot von befristeten Beschääftigungsverhftigungsverhäältnissen bei Leiharbeitsunternehmen und ltnissen bei Leiharbeitsunternehmen und 
den Einsatz von Leiharbeitern als Streikbrecherden Einsatz von Leiharbeitern als Streikbrecher

�� BekBekäämpfung von Scheinselbstmpfung von Scheinselbstäändigkeitndigkeit
�� Erpressung von Arbeitnehmer stoppen, Verhandlungsposition stErpressung von Arbeitnehmer stoppen, Verhandlungsposition stäärken (Mindestlohn, rken (Mindestlohn, 

KKüündigungsschutz ausbauen, ndigungsschutz ausbauen, HartzHartz--IVIV abschaffen, abschaffen, AntiAnti--MobbingMobbing--GesetzGesetz, , 
Arbeitnehmerdatenschutz stArbeitnehmerdatenschutz stäärken)rken)

�� ÖÖffentliche Auftrffentliche Aufträäge nur bei Einhaltung hoher sozialer und ge nur bei Einhaltung hoher sozialer und öökologischer Standardskologischer Standards
�� Wochenarbeitszeit von 40 auf 35 Stunden senken bei vollem LohnauWochenarbeitszeit von 40 auf 35 Stunden senken bei vollem Lohnausgleichsgleich
�� Gewerkschaften und BetriebsrGewerkschaften und Betriebsrääte mit neuen Rechten stte mit neuen Rechten stäärkenrken
�� Gute Ausbildung sichern (Ausbildungsumlage, tariflich festgelegtGute Ausbildung sichern (Ausbildungsumlage, tariflich festgelegte e 

Mindestausbildungsentgelte, Jugendarbeitsschutz und JugendvertreMindestausbildungsentgelte, Jugendarbeitsschutz und Jugendvertretung sttung stäärkenrken
�� MindestvergMindestvergüütung ftung füür Praktikar Praktika
�� Abgrenzung von AusbildungsAbgrenzung von Ausbildungs-- und Arbeitsverhund Arbeitsverhäältnissen: Berufseinstieg ltnissen: Berufseinstieg üüber regulber regulääre re 

ArbeitsvertrArbeitsverträäge sichern ge sichern 
�� Abschaffung von Diskriminierung (junger oder alter Arbeitnehmer Abschaffung von Diskriminierung (junger oder alter Arbeitnehmer und Frauen)und Frauen)
�� Streikrecht ausbauen, Recht auf den politischen Streik Streikrecht ausbauen, Recht auf den politischen Streik 



III. Zentrale PositionenIII. Zentrale Positionen
ArbeitArbeit

�� Arbeit soll menschenArbeit soll menschen-- und und 
familienfreundlich gestaltet und wfamilienfreundlich gestaltet und wüürdig rdig 
entlohnt werden. Die Rechte von entlohnt werden. Die Rechte von 
Arbeitnehmern und Gewerkschaften sollen Arbeitnehmern und Gewerkschaften sollen 
klar gestklar gestäärkt werden, bis hin zu rkt werden, bis hin zu 
Mitbestimmung bei unternehmerischen Mitbestimmung bei unternehmerischen 
Entscheidungen (z. B. Neueinstellungen zu Entscheidungen (z. B. Neueinstellungen zu 
erzwingen). erzwingen). 



III. Zentrale PositionenIII. Zentrale Positionen
SozialesSoziales

�� CDU/CSU, SPD und GrCDU/CSU, SPD und Grüüne haben mit Gesetzen wie ne haben mit Gesetzen wie HartzHartz--IVIV bewusst bewusst 
Existenzangst, Armut und Ausgrenzung zu ihren politischen ZielenExistenzangst, Armut und Ausgrenzung zu ihren politischen Zielen gemacht. gemacht. 
Das dadurch in Gang gesetzte Lohndumping war und ist politisch gDas dadurch in Gang gesetzte Lohndumping war und ist politisch gewollt. ewollt. 
ÖÖffentliche Solidarsysteme wurden systematisch bekffentliche Solidarsysteme wurden systematisch bekäämpft, damit mpft, damit 
Wohlhabende ihre Privilegien ausbauen konnten und damit private Wohlhabende ihre Privilegien ausbauen konnten und damit private 
Versicherungskonzerne sich an der Angst von Millionen Versicherungskonzerne sich an der Angst von Millionen BBüügerngern vor vor 
Altersarmut oder unzureichender Gesundheitsversorgung bereichernAltersarmut oder unzureichender Gesundheitsversorgung bereichern
konnten und kkonnten und köönnennnen

�� Die vergangenen Regierungen haben gezielt daran gearbeitet, dassDie vergangenen Regierungen haben gezielt daran gearbeitet, dass sich sich 
immer mehr Menschen aus dem solidarischen System verabschiedet himmer mehr Menschen aus dem solidarischen System verabschiedet haben. aben. 
Die einen weil sie mit 1Die einen weil sie mit 1--EuroEuro-- oder Minijob, Leiharbeit usw. durch das oder Minijob, Leiharbeit usw. durch das 
zerschnittene Sozialnetz fallen und die anderen weil sie durch izerschnittene Sozialnetz fallen und die anderen weil sie durch ihr hohes hr hohes 
Einkommen vom Staat davon befreit werdenEinkommen vom Staat davon befreit werden

�� Vor allem CDU/CSU, SPD und FDP wollen auch weiter aktiv daran arVor allem CDU/CSU, SPD und FDP wollen auch weiter aktiv daran arbeiten, beiten, 
dass die Einnahmen der dass die Einnahmen der SozialversicherungssytemeSozialversicherungssyteme immer weiter immer weiter 
einbrechen, wobei die Wirtschaftskrise dieses Ziel noch enorm einbrechen, wobei die Wirtschaftskrise dieses Ziel noch enorm 
beschleunigen wird, und die Leistungen entsprechend immer weiterbeschleunigen wird, und die Leistungen entsprechend immer weiter
zusammengestrichen werdenzusammengestrichen werden

�� Die Gewinner werden die privaten Versicherungskonzerne und die Die Gewinner werden die privaten Versicherungskonzerne und die 
VermVermöögenden sein, die Verlierer diejenigen die nicht genug verdienen genden sein, die Verlierer diejenigen die nicht genug verdienen damit damit 
sie von Sozialbeitrsie von Sozialbeiträägen befreit werden und vor allem diejenigen die auf gen befreit werden und vor allem diejenigen die auf 
Sozialleistungen angewiesen sindSozialleistungen angewiesen sind



III. Zentrale PositionenIII. Zentrale Positionen
SozialesSoziales

�� Die Linke fordert von allen Parteien eine Die Linke fordert von allen Parteien eine 
Sozialstaatsgarantie. Alle sollen sich verpflichten Sozialstaatsgarantie. Alle sollen sich verpflichten 
Sozialleistungen nicht zu kSozialleistungen nicht zu küürzen und rzen und 
Beitragszahler nicht weiter einseitig zu belasten.Beitragszahler nicht weiter einseitig zu belasten.

�� Die Linke fordert dass sich alle BDie Linke fordert dass sich alle Büürger rger 
entsprechend ihres Einkommens an der entsprechend ihres Einkommens an der 
Finanzierung der solidarischen Finanzierung der solidarischen 
Sozialversicherungssysteme beteiligen Sozialversicherungssysteme beteiligen –– ohne ohne 
BeitragsbemessungsgrenzenBeitragsbemessungsgrenzen



III. Zentrale PositionenIII. Zentrale Positionen
SozialesSoziales

�� RenteRente
�� Alle sollen sich an der Finanzierung beteiligen, auch Beamte, Alle sollen sich an der Finanzierung beteiligen, auch Beamte, 

SelbstSelbstäändige und Politiker, ohne Beitragsbemessungsgrenze, aber ndige und Politiker, ohne Beitragsbemessungsgrenze, aber 
mit einer Abflachung bei der Rentenhmit einer Abflachung bei der Rentenhööhehe

�� Keine staatliche FKeine staatliche Föörderung frderung füür private Versicherungskonzerne, die r private Versicherungskonzerne, die 
erworbenen Ansprerworbenen Ansprüüche und eingezahlten Mittel sowie staatliche che und eingezahlten Mittel sowie staatliche 
FFöördermittel werden in das Solidarsystem rdermittel werden in das Solidarsystem üüberfberfüührthrt

�� Wiederherstellung einer Rentenformel ohne KWiederherstellung einer Rentenformel ohne Küürzungsfaktoren, die rzungsfaktoren, die 
Rente soll wieder der Lohnentwicklung folgenRente soll wieder der Lohnentwicklung folgen

�� Verhinderung von Altersarmut durch eine stVerhinderung von Altersarmut durch eine stäärkere Anrechnung von rkere Anrechnung von 
Zeiten der Erwerbslosigkeit, Kindererziehung, Pflege und Zeiten der Erwerbslosigkeit, Kindererziehung, Pflege und 
Aufwertung niedriger LAufwertung niedriger Lööhne, bessere Altersabsicherung fhne, bessere Altersabsicherung füür Frauenr Frauen

�� Absenkung des Rentenalters, keine AbschlAbsenkung des Rentenalters, keine Abschlääge bei Rente ab 65, ge bei Rente ab 65, 
FFöörderung von Altersrderung von Alters--Teilzeit sowie ErwerbsminderungTeilzeit sowie Erwerbsminderung-- und und 
BerufsunfBerufsunfäähigkeitsrentenhigkeitsrenten

�� Sofortziel: keine Rente unter 800 EuroSofortziel: keine Rente unter 800 Euro



III. Zentrale PositionenIII. Zentrale Positionen
SozialesSoziales

�� GesundheitsversorgungGesundheitsversorgung
�� Alle BAlle Büürger sollen mit all ihrem Einkommen, egal welcher Art und rger sollen mit all ihrem Einkommen, egal welcher Art und 

HHööhe, von der gesetzlichen Krankenversicherung (GKV) erfasst he, von der gesetzlichen Krankenversicherung (GKV) erfasst 
werden und sich an ihrer Finanzierung beteiligen. Die Interessenwerden und sich an ihrer Finanzierung beteiligen. Die Interessen
von Pharmakonzernen und privaten Versicherungskonzernen sollen von Pharmakonzernen und privaten Versicherungskonzernen sollen 
bei der Gesundheitspolitik keine Rolle spielenbei der Gesundheitspolitik keine Rolle spielen

�� Abschaffung aller Zuzahlungen, Zugang zu allen Leistungen Abschaffung aller Zuzahlungen, Zugang zu allen Leistungen 
(inklusive Brillen und Zahnersatz)(inklusive Brillen und Zahnersatz)

�� Keine elektronische Krankenkarte, keine Weitergabe von Keine elektronische Krankenkarte, keine Weitergabe von 
Patientendaten an Pharmaunternehmen, Patientendaten an Pharmaunternehmen, GesundheitsdienstleisternGesundheitsdienstleistern
oder Arbeitgeberoder Arbeitgeber

�� Privatisierungen im Gesundheitsbereich rPrivatisierungen im Gesundheitsbereich rüückgckgäängig machen, gezielte ngig machen, gezielte 
FFöörderung und Planung um eine flrderung und Planung um eine fläächendeckende Versorgung chendeckende Versorgung 
sicherzustellen sicherzustellen 



III. Zentrale ForderungenIII. Zentrale Forderungen
SozialesSoziales

�� ArbeitslosenversicherungArbeitslosenversicherung
�� Arbeitslosigkeit muss als strukturelles Problem erkannt werden. Arbeitslosigkeit muss als strukturelles Problem erkannt werden. Die Einteilung in Die Einteilung in 

Arbeitslose bzw. Menschen I. und II. Klasse muss beendet werdenArbeitslose bzw. Menschen I. und II. Klasse muss beendet werden
�� Das ALGDas ALG--II soll zunII soll zunäächst auf 500 Euro angehoben werden und chst auf 500 Euro angehoben werden und HartzHartz--IVIV

perspektivisch abgeschafft und durch eine sanktionsfreie, perspektivisch abgeschafft und durch eine sanktionsfreie, bedarfsdeckendebedarfsdeckende
Mindestabsicherung ersetzt werden, damit Armut wirksam verhinderMindestabsicherung ersetzt werden, damit Armut wirksam verhindert und die t und die 
BBüürgerrechte der Betroffenen bewahrt rgerrechte der Betroffenen bewahrt bleibenbleiben

�� EinEin--EuroEuro--Jobs sollen in tariflich bezahlte Stellen umgewandelt werdenJobs sollen in tariflich bezahlte Stellen umgewandelt werden
�� FFüür die Zumutbarkeit von Arbeit werden fr die Zumutbarkeit von Arbeit werden füür alle Erwerbslosen neue Bedingungen r alle Erwerbslosen neue Bedingungen 

gestellt, die u. a. Qualifikation, Religion, Gesundheit und Wohngestellt, die u. a. Qualifikation, Religion, Gesundheit und Wohnortnortnäähe he 
berberüücksichtigencksichtigen

�� Recht auf Teilnahme an WeiterbildungsRecht auf Teilnahme an Weiterbildungs-- und Qualifizierungsmaund Qualifizierungsmaßßnahmen auf nahmen auf 
freiwilliger Basis ffreiwilliger Basis füür aller alle

�� Keine Wohnungsbesuche bei BedKeine Wohnungsbesuche bei Bedüürftigenrftigen
�� Ersatzlose Streichung der U25Ersatzlose Streichung der U25--RegelungRegelung
�� Abschaffung der Bedarfsgemeinschaft, dafAbschaffung der Bedarfsgemeinschaft, dafüür gilt das Individualprinzipr gilt das Individualprinzip
�� 20 000 Euro Schonverm20 000 Euro Schonvermöögen pro Person, 700 Euro pro Lebensjahr fgen pro Person, 700 Euro pro Lebensjahr füür die r die 

AltersvorsorgeAltersvorsorge
�� Die Bezugsdauer von Arbeitslosengeld verlDie Bezugsdauer von Arbeitslosengeld verläängernngern
�� Kurzarbeitergeld in Krisenzeiten verlKurzarbeitergeld in Krisenzeiten verläängern, aber Erstattungspflichten fngern, aber Erstattungspflichten füür r 

Unternehmen erhUnternehmen erhööhen (Rhen (Rüückzahlung nach der Krise)ckzahlung nach der Krise)
�� Errichtung von Errichtung von AuffangsAuffangs-- und Beschund Beschääftigungsgesellschaften erleichternftigungsgesellschaften erleichtern
�� Aktive Arbeitsmarktpolitik (Vermittlung, Qualifizierung, Aktive Arbeitsmarktpolitik (Vermittlung, Qualifizierung, ööffentlicher ffentlicher 

BeschBeschääftigungssektor)ftigungssektor)



IV Fazit/DiskussionIV Fazit/Diskussion


